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Sehr geehrter Herr Minister Adams, 

 

Ihre Entscheidung, eine Bundesratsinitiative starten wollen, um den Staatsanwälten in Deutsch-

land mehr Unabhängigkeit zu geben, begrüßen wir sehr.  

 

Wie Sie sicherlich wissen, setzt sich der Deutsche Richterbund schon seit vielen Jahren für den 

Wegfall des Ministeriellen Weisungsrechts für Strafverfahren ein. Die Vorschriften des 10. Ti-

tels des Gerichtsverfassungsgesetzes (§§ 141 bis 152 GVG) sind in wesentlichen Teilen seit 

ihrem Erlass im Jahre 1879 unverändert geblieben und durch den Ausbau des Rechtsstaates 

und die Stellung der Staatsanwaltschaft als Hüterin der Gesetze und des Legalitätsprinzips 

schon lange überholt. Bereits 2009 hat die Parlamentarische Versammlung des Europarates 

Deutschland dazu aufgefordert, die Möglichkeit abzuschaffen, „dass Justizminister der Staats-

anwaltschaft Anweisungen zu einzelnen Fällen“ geben. Auch beim Deutschen Richter- und 

Staatsanwaltstag in Weimar 2014 gab es ein klares Votum der Richter und Staatsanwälte. 

 

Seit kurzem gibt es eine europäische Staatsanwaltschaft, die ein eigenes Leitbild eines europä-

ischen Staatsanwaltes verfolgt. Die Europäische Kommission hat erstmals einen EU-weiten 

Bericht über Rechtsstaatlichkeit in den einzelnen Mitgliedstaaten veröffentlicht. Für den Mit-

gliedsstaat Deutschland wird das ministerielle Weisungsrecht gegenüber Staatsanwälten dort 

angesprochen. Dieser Bericht schließt an das Urteil des Gerichtshofs der Europäischen Union 

vom 27. Mai 2019 zur Anwendung des Europäischen Haftbefehls an, in dem festgestellt wurde‚ 

dass die Unabhängigkeit der deutschen Staatsanwaltschaften von der Exekutive für die 

Ausstellung eines Europäischen Haftbefehls nicht ausreichend gewährleistet sei. Als Reaktion 

darauf wurde im Deutschen Bundestag eine Gesetzesänderung eingebracht, mit der dieses 

Weisungsrecht abgeschafft werden sollte. Der entsprechende Antrag wurde aber am 28. Mai 

2020 vom Bundestag abgelehnt. 

 

Wir bedauern es, dass durch die Europäische Rechtsprechung unsere Objektivität in Frage 

gestellt wird. Auch können wir absehen, dass diese Rechtsprechung dazu geeignet ist, nicht 

nur die Berechtigung, einen Europäischen Haftbefehl auszustellen, sondern weitere übernatio-
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nale Ermittlungsmaßnahmen in Zweifel zu ziehen, weil die Einzelweisungsbefugnis den Ein-

druck vermittelt, staatsanwaltschaftliches Handeln könne außerhalb der Bindung an Recht und 

Gesetz durch politische Einflussnahme bestimmt werden. Dagegen verwahren wir uns. In ei-

nem Rechtsstaat kann auch die Exekutive daran kein Interesse haben. 

 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner Entscheidung vom 19. März 1958 den besonderen 

Status der Staatsanwaltschaft als objektives Organ der Rechtspflege betont. Gemeinsam mit 

den Gerichten ist unser Auftrag die Justizgewährung auf dem Gebiet des Strafrechts. Durch die 

Novellierung des Richter- und Staatsanwältegesetzes ist der Freistaat Thüringen bereits einen 

Schritt weiter gegangen.  

 

Wir möchten Sie nun ermutigen, sich für die Abschaffung des ministeriellen Weisungsrechtes 

einzusetzen. Die Staatsanwaltschaften unterliegen der Rechts-, Fach- und Dienstaufsicht nach 

dem Gerichtsverfassungsgesetz innerhalb der hierarchischen Struktur. In den Fällen, in denen 

Anklage erhoben wird, entscheidet die unabhängige Richterschaft; in den Fällen, in den Verfah-

ren mangels hinreichenden Tatverdachts eingestellt werden, ist entweder der Weg zum Ober-

landesgericht eröffnet oder zur Prüfung durch Generalstaatsanwaltschaft und Ministerium, so 

dass es jeweils ein Korrektiv für rechtsfehlerhafte Entscheidungen gibt. 

 

Um verfassungsrechtlichen Bedenken Rechnung zu tragen und um die demokratische Legiti-

mation staatsanwaltlichen Handelns sicherzustellen, hat der Deutsche Richterbund ein beson-

deres Klageerzwingungsverfahren für die Landesjustizverwaltungen bei Verfahrenseinstellun-

gen gem. § 170 Abs. 2 StPO vorgeschlagen. Dann würde am Ende wieder ein unabhängiges 

Gericht entscheiden. 

Dieses Modell favorisieren wir. 

 

Dieser Lösung ist immanent, dass nicht nur die direkte politische Einflussnahme nicht in Be-

tracht kommt, sondern auch indirekte Einflussnahmen ausgeschlossen werden, die in Form 

von Anregungen, Bitten oder Erwartungen geäußert werden könnten. 

 

Auch wenn in der Bundesrepublik nur wenige Fälle unmittelbarer politischer Einflussnahme 

vorstellbar sind, zeigen doch die Entwicklungen in Polen und Ungarn, die der Deutsche Rich-

terbund mit Sorge verfolgt, dass ein starkes rechtsstaatliches System bei widrigen politischen 

Konstellationen zerstört werden kann. 

 

Sehr geehrter Herr Minister Adams, 

jeder Staatsanwalt leistet seinen Diensteid auf die Verfassung und ist an Recht und Gesetz 

gebunden. Verabschieden Sie sich mit Weitblick vom ministeriellen Weisungsrecht und verla-

gern Sie die letzte Entscheidung auf die unabhängigen Gerichte. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Pröbstel              


